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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit seinen gut 62.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Zusammenfassung 

Mit dem Artikel 5 werden die besonderen Belastungen, die sich aus der Corona-Krise 

ergeben, für bestimmte Vertragsverhältnisse und Leistungen nach dem Kriterium 

zwischen den Vertragsparteien verteilt, welche Vertragspartei typischerweise die 

Stärkere ist und die Last deshalb eher tragen kann. Dies ist ein für das Privatrecht 

unangemessenes Kriterium. Es geht um ein mit Mitteln des öffentlichen Rechts zu 

lösendes Problem im Sinne einer Aufopferungsentschädigung. Bei dem privatrechtlichen 

Ansatz der Regelung müsste jedenfalls deutlicher gemacht werden, welchen Einfluss das 

vorgesehene Leistungsverweigerungsrecht auf den Anspruch auf die jeweilige 

Gegenleistung hat. Das befristete Leistungsverweigerungsrecht löst das Problem 

unzureichend, weil die geschützte Vertragspartei in vielen Fällen voraussichtlich nicht in 

der Lage sein wird, nach Ablauf der Aussetzungsfrist (30. Juni 2020) die rückständigen 

Leistungen zu erbringen.  

 

Stellungnahme im Einzelnen 

Zu Artikel 5: Änderungen des EGBGB, hier: Art. 240 § 1 (Moratorium) 

Die zum 1. April 2020 in Kraft getretene Regelung zu einem Moratorium für Verbraucher 

und Kleinstunternehmen stellt einen Bruch mit privatrechtlichen Grundsätzen dar, indem 

sie die Last, die sich aus der Corona-Krise und, nicht zuletzt, aus den behördlichen 

Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-Virus ergibt, zwischen den 

Parteien des einzelnen Privatrechtsverhältnisses in einer Weise verteilt, die man 

zusammenfassend dahin beschreiben kann, dass der (typischerweise oder vermutlich) 

finanziell Stärkere die Last zu tragen hat. Wo auch der (typischerweise) Stärkere die Last 

nicht zu tragen vermag, soll dies nicht gelten, mit der Folge, dass der (typischerweise) 

Schwächere dann die Last doch selbst zu tragen hat, d.h. im Ergebnis schutzlos bleibt. 

Dieses Prinzip der Verteilung der Lasten nach dem Kriterium der (vermuteten) 

Leistungsfähigkeit, ist mit Prinzipien des Privatrechts unvereinbar.  
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In der Sache geht es um die Bewältigung oder Überbrückung der wirtschaftlichen Folgen 

einer allgemeinen Notlage, wobei die wirtschaftlichen Folgen nicht unmittelbar durch die 

Pandemie verursacht sind, sondern durch die hoheitlichen Maßnahmen zu ihrer 

Eindämmung. Es ist Sache des öffentlichen Rechts, nach dem Gedanken einer 

Aufopferungsentschädigung die wirtschaftlichen Folgen dieser behördlichen 

Maßnahmen abzufedern. Dabei kann öffentlich-rechtlich auch geregelt werden, nach 

welchen Kriterien eine wirtschaftliche Soforthilfe in welchem Umfang geleistet werden 

kann und/oder wie (ggf. nachträglich, auch im Wege eines beschleunigten 

Rückforderungsverfahrens) zu überprüfen ist, ob die Voraussetzungen vorgelegen 

haben, sowie die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen (nach Beendigung der 

Krise) geleistete Entschädigungen insgesamt oder zum Teil zu erstatten sind.  

Gemäß Artikel 240 BGBG wird ein anderer Weg, nämlich derjenigen der Lastenverteilung 

zwischen den Vertragsparteien gewählt. Auch bei Zugrundelegung dieses 

Lösungsansatzes besteht aber in erheblichem Umfang Klarstellungs- oder 

Änderungsbedarf. 

Der Lösungsansatz stellt ein Novum dar, da die Frage der persönlichen 

Leistungsfähigkeit beim Abschluss zivilrechtlicher Verträge bisher grundsätzlich 

unerheblich ist. Regelungen bei Problemen der Leistungsfähigkeit waren bisher 

regelmäßig der Privatautonomie der Parteien überlassen, die ihrerseits frei sind, 

Stundungsvereinbarungen zu treffen. Unvermeidbar arbeitet die Regelung sowohl 

hinsichtlich des Grundes des Leistungsverweigerungsrechts als auch für dessen 

Einschränkung mit unbestimmten Rechtsbegriffen einer Art, wie sie bisher in der 

Zivilrechtspraxis nicht relevant waren. Es gibt deshalb keine etablierte Rechtsprechung, 

die bei der Auslegung Hilfe leisten könnte. Aus dieser Unbestimmtheit ergeben sich 

zwangsläufige Unklarheiten, die die Durchführung der ohnehin problematischen 

Regelungen weiter erschweren werden.  

Das Moratorium ist so ausgestaltet, dass es sich quasi um eine Zwangsstundung für 

wesentliche Dauerschuldverhältnisse aus Sicht des Gläubigers handelt. Es geht bei 

Verbrauchern um die Leistungen der angemessenen Daseinsvorsorge, so dass das 

Anliegen des Gesetzgebers nachvollziehbar ist. Bei Kleinunternehmern ist die Definition 

der wesentlichen Dauerschuldverhältnisse allerdings etwas unklar, weil der Begriff der 

angemessenen Fortsetzung des Erwerbsbetriebs schwerer eingrenzbar ist. Dabei fallen 

z.B. Dauerlieferungsverträge für Material ohne bei Vertragsschluss festgelegtem 
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Leistungsumfang anders als Sukzessivlieferverträge unter den Begriff des 

Dauerschuldverhältnisses. Insoweit wäre eine Klarstellung hilfreich, ob derartige 

Verträge gemeint sind, zumal eine Materialbelieferung nur Sinn macht, wenn weiter 

produziert und Produkte im Markt abgesetzt werden können. Eine kostenfreie 

Materiallieferung zur Produktion „auf Halde“ könnte falsche Anreize setzen. 

Die Leistungspflicht wird in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 angesprochen, dem Schuldner wird ein 

Leistungsverweigerungsrecht bis zum 30. Juni 2020 zugestanden. Eine Regelung zur 

Gegenleistung enthält die Vorschrift nicht. Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich 

jedoch nach Sinn und Zweck, dass die Verpflichtung zur Gegenleistung gerade bestehen 

bleiben soll. Dem ist zuzustimmen, wobei ein klarstellender Hinweis hilfreich wäre. 

Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass der Schuldner nach der jetzigen 

Gesetzesformulierung am 1. Juli 2020 nach Auslaufen des Leistungsverweigerungs-

rechts wieder zur vollen Leistung einschließlich der zurückgehaltenen Beträge 

verpflichtet ist, und zwar dann im Extremfall für die Monate April, Mai und Juni. Der 

Schuldner, der sich aktuell auf sein Leistungsverweigerungsrecht beruft und nicht leistet 

(weil er nicht leisten kann) gerät also zum 1. Juli 2020 in einen erheblichen Rückstand, 

ohne dass eine Regelung vorliegt, bis wann eine zeitlich gestreckte Zahlung der 

zurückgehaltenen Beträge erfolgen soll. Anders ist dies in § 2 für Miet- und 

Pachtverhältnisse geregelt. Dort ist die Kündigungsmöglichkeit wegen coronabedingt 

nicht gezahlter Mieten bis zum 30. Juni 2022 suspendiert. 

Die Kündigungsbeschränkung bis zum 30. Juni 2022 gilt nach § 2 ausdrücklich nur für 

Miet- und Pachtverhältnisse, nicht aber für wesentliche Dauerschuldverhältnisse. Ähnlich 

wie bei Miet- und Pachtverhältnissen kann es aber für den Schuldner unmöglich sein, die 

Gesamtforderung nach Ende des Moratoriums sofort aufzubringen, deswegen wäre es 

angemessen, für wesentliche Dauerschuldverhältnisse eine vergleichbare Regelung zu 

treffen wie für Miet- oder Pachtverhältnisse. 

Unklar ist schließlich, weshalb in den Regelungen zum Darlehensrecht in  

§ 3 ausdrücklich eine Stundung formuliert wird, während in § 1 von einem 

Leistungsverweigerungsrecht gesprochen wird. Es wäre naheliegend, die Vorschriften 

hier sprachlich anzupassen. 


